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328.

LANGFRISTIGES
HANDELSABKOMMEN

zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Sozia-

listischen Republik Rumänien

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien
haben, vom Wunsche geleitet, die Wirtschafts-
beziehungen zwischen der Republik Österreich
und der Sozialistischen Republik Rumänien zu
fördern und auszuweiten, sowie in der Erwägung,
daß ein möglichst kontinuierlicher Ablauf des
gegenseitigen Handelsverkehrs diesem Ziele dien-
lich wäre, beschlossen, eine neue langfristige Re-
gelung des Warenaustausches zu vereinbaren, und
sind hiezu wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Der Warenverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Republik Ru-
mänien wird sich gemäß den allgemeinen Be-
stimmungen für die Ein- und Ausfuhr, die in
jedem der beiden Staaten jeweils in Kraft stehen,
sowie auf Grund der nachstehenden Bestimmun-
gen abwickeln.

Artikel 2

Waren, die Gegenstand des beiderseitigen Han-
delsverkehrs sind, werden auf Grund von Vor-
schlägen der in Artikel 10 vorgesehenen Gemisch-
ten Kommission in Jahresprotokollen samt an-
geschlossenen Warenlisten festgehalten.

Die diesbezüglichen Vereinbarungen werden
vom zuständigen Bundesminister der Republik
Österreich und vom zuständigen Minister der
Sozialistischen Republik Rumänien getroffen
werden.
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Artikel 3

Die Vertragschließenden Teile sichern einander
im gegenseitigen Warenverkehr hinsichtlich der
wohlwollenden und zeitgerechten Prüfung sowie
Erledigung der Ein- und Ausfuhranträge die
gleiche Behandlung zu, wie sie gegenüber dritten
Ländern geübt wird.

Artikel 4

Die Vertragschließenden Teile setzen voraus,
daß die gegenseitigen Warenlieferungen zu
marktgerechten Preisen erfolgen werden. Im Falle
von Schwierigkeiten auf dem Preisgebiet werden
die beiderseits zuständigen Stellen versuchen, ge-
eignete Maßnahmen zu ihrer Behebung zu er-
greifen.

Artikel 5

Die zuständigen Stellen der Vertragschließen-
den Teile werden die Durchführung von Transit-
geschäften und ähnlichen Transaktionen zwecks
Erleichterung und Ausweitung des beiderseitigen
Waren- und Zahlungsverkehrs fördern und
unterstützen. Sie werden weiters Ansuchen um
Bewilligung von Veredlungsverkehren wohl-
wollend prüfen.

Artikel 6

Die Vertragschließenden Teile werden die wirt-
schaftliche, industrielle und technische Zu-
sammenarbeit zwischen den Unternehmungen
und Organisationen beider Länder fördern und
erleichtern.

Artikel 7

Die während der Geltungsdauer des Lang-
fristigen Warenaustauschabkommens zwischen
der Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien
vom 17. November 1965 für den Zeitraum
vom 1. Jänner 1966 bis 31. Dezember 1970
abgeschlossenen beziehungsweise bewilligten Ge-
schäfte werden nach den Bestimmungen des ge-
nannten Abkommens abgewickelt werden.

Artikel 8

Die Bestimmungen des vorliegenden Abkom-
mens werden auch nach seinem Außerkrafttreten
auf vorher abgeschlossene beziehungsweise be-
willigte und noch nicht oder nur teilweise durch-
geführte Geschäfte bis zu ihrer vollständigen
Abwicklung angewendet werden.

Artikel 9

Der Zahlungsverkehr, der sich aus der Durch-
führung der in dem vorliegenden Abkommen
vorgesehenen Warenlieferungen ergibt, wird ge-
mäß den Bestimmungen des zwischen den Ver-
tragschließenden Teilen am 12. Juli 1950 ge-
schlossenen Zahlungsabkommens in seiner derzeit



84. Stück — Ausgegeben am 18. November 1970 — Nr. 328 1755

geltenden Fassung erfolgen. Sollte das genannte
Zahlungsabkommen während der Geltungsdauer
des Langfristigen Handelsabkommens außer
Kraft treten, werden ab diesem Zeitpunkt die
Zahlungen zwischen den beiden Staaten in der
sodann vereinbarten Zahlungsmodalität abge-
wickelt werden.

Artikel 10

Die Vertragschließenden Teile werden eine aus
Vertretern der beiden Regierungen bestehende
Gemischte Kommission einsetzen. Diese wird die
Aufgabe haben, die Einhaltung und die Durch-
führung der getroffenen Vereinbarungen zu über-
prüfen und auf Grund der gemachten Erfah-
rungen geeignete Maßnahmen zur Verbesserung
der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den
beiden Staaten und zur Behebung allfälliger
Schwierigkeiten im beiderseitigen Handels- und
Zahlungsverkehr anzuregen. Sie wird insbeson-
dere auch Vorschläge zur Abänderung und Er-
gänzung der Warenlisten erstatten. Weiters wird
sie die in Artikel 5 des Abkommens über die
industrielle, wirtschaftliche und technische Zu-
sammenarbeit zwischen der Republik Österreich
und der Sozialistischen Republik Rumänien vom
20. Feber 1968 vorgesehenen Aufgaben wahr-
nehmen.

Die Gemischte Kommission wird jährlich oder
auf Wunsch eines der beiden Vertragschließenden
Teile erforderlichenfalls kurzfristig, spätestens
jedoch binnen 90 Tagen, zusammentreten.

Die Tagungen der Gemischten Kommission
werden abwechselnd in Österreich und Rumä-
nien stattfinden.

Artikel 11

Mit Inkrafttreten des vorliegenden Abkom-
mens verlieren das Langfristige Warenaustausch-
abkommen zwischen der Österreichischen Bun-
desregierung und der Regierung der Sozialisti-
schen Republik Rumänien vom 17. November
1965 für den Zeitraum vom 1. Jänner 1966 bis
31. Dezember 1970 samt Beilagen sowie alle
späteren diesbezüglichen Vereinbarungen ihre
Gültigkeit. Ausgenommen hievon sind jene Be-
stimmungen, die sich auf das Zahlungsabkommen
vom 12. Juli 1950 beziehen.

Artikel 12

Das vorliegende Abkommen tritt mit 1. Jänner
1971 in Kraft und gilt bis 31. Dezember 1975.
Seine Gültigkeit verlängert sich automatisch je-
weils um ein weiteres Jahr, wenn nicht ein Ver-
tragschließender Teil das Abkommen kündigt
oder eine andere Vereinbarung getroffen wird.

Eine Kündigung hat spätestens drei Monate
vor Ablauf der Geltungsdauer des vorliegenden
Abkommens schriftlich auf diplomatischem Wege
zu erfolgen.
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Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten,
von ihren Regierungen hiezu ordnungsgemäß
bevollmächtigt, dieses Abkommen unterfertigt
und gesiegelt.

Gegeben zu Wien, am 24. September 1970,
in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und
rumänischer Sprache, wobei beide Texte in glei-
cher Weise verbindlich sind-

FÜR DIE
ÖSTERREICHISCHE BUNDESREGIERUNG:

Staribacher m. p.

FÜR DIE REGIERUNG DER
SOZIALISTISCHEN REPUBLIK

RUMÄNIEN:

Burtica m. p.

Kreisky

329.

Nachdem das verfassungsändernde Protokoll Nr. 2 vom 6. Mai 1963 zur Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, durch das dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte die Zuständigkeit zur Erstattung von Gutachten übertragen wird, welches also
lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL Nr. 2
zur Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, durch das
dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte die
Zuständigkeit zur Erstattung
von Gutachten übertragen

wird

Die Mitgliedstaaten des Eu-
roparates, die dieses Protokoll
unterzeichnen,

im Hinblick auf die Bestim-
mungen der am 4. November
1950 in Rom unterzeichneten
Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfrei-
heiten (im folgenden als „Kon-
vention" bezeichnet), insbeson-
dere auf ihren Artikel 19, durch
den neben anderen Organen ein
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Europäischer Gerichtshof für
Menschenrechte (im folgenden
als „Gerichtshof" bezeichnet)
errichtet wird,

in der Erwägung, daß es an-
gebracht ist, dem Gerichtshof
die Zuständigkeit zu übertragen,
unter bestimmten Bedingungen
Gutachten zu erstatten,

haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1

(1) Der Gerichtshof kann auf
Antrag des Ministerkomitees
Gutachten über Rechtsfragen
betreffend die Auslegung der
Konvention und der dazugehö-
rigen Protokolle erstatten.

(2) Diese Gutachten dürfen
keine Fragen zum Gegenstand
haben, die sich auf den Inhalt
oder das Ausmaß der in Ab-
schnitt I der Konvention und in
den dazugehörigen Protokollen
bezeichneten Rechte und Frei-
heiten beziehen, noch dürfen sie
andere Fragen betreffen, über
die die Kommission, der Ge-
richtshof oder das Minister-
komitee auf Grund eines nach
der Konvention eingeleiteten
Verfahrens zu entscheiden
haben könnte.

(3) Beschlüsse des Minister-
komitees, ein Gutachten beim
Gerichtshof zu beantragen, be-
dürfen einer Zweidrittelmehr-
heit der zur Teilnahme an den
Sitzungen des Komitees berech-
tigten Mitglieder.

ARTIKEL 2

Der Gerichtshof entscheidet,
ob ein vom Ministerkomitee ge-
stellter Antrag auf Erstattung
eines Gutachtens unter seine in
Artikel 1 bezeichnete Zustän-
digkeit fällt.
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ARTIKEL 3

(1) Anträge auf Erstattung
eines Gutachtens werden vom
Plenum des Gerichtshofs behan-
delt.

(2) Die Gutachten des Ge-
richtshofs sind zu begründen.

(3) Bringt das Gutachten im
ganzen oder in einzelnen Teilen
nicht die übereinstimmende An-
sicht der Richter zum Ausdruck,
so hat jeder Richter das Recht,
eine Darstellung seiner eigenen
Ansicht beizufügen.

(4) Die Gutachten des Ge-
richtshofs werden dem Mini-
sterkomitee übermittelt.

ARTIKEL 4

Der Gerichtshof kann in Er-
weiterung seiner in Artikel 55
der Konvention vorgesehenen
Befugnis die Geschäftsordnungs-
und Verfahrensbestimmungen
festlegen, die er für die Zwecke
dieses Protokolls für erforder-
lich hält.

ARTIKEL 5

(1) Dieses Protokoll steht den
Mitgliedstaaten des Europa-
rates, die die Konvention unter-
zeichnet haben, zur Unter-
zeichnung offen. Sie können
Parteien desselben werden
durch

a) Unterzeichnung ohne Vor-
behalt der Ratifikation oder An-
nahme,

b) Unterzeichnung mit Vor-
behalt der Ratifikation oder An-
nahme und späterer Annahme
oder Ratifikation.

Die Ratifikations- oder An-
nahmeurkunden sind beim
Generalsekretär des Europa-
rates zu hinterlegen.

(2) Dieses Protokoll tritt in
Kraft, sobald alle Staaten, die
Parteien der Konvention sind,
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gemäß den Bestimmungen des
Absatzes 1 dieses Artikels Par-
teien dieses Protokolls gewor-
den sind.

(3) Vom Tage des Inkraft-
tretens dieses Protokolls an sind
die Artikel 1 bis 4 als Bestand-
teile der Konvention zu betrach-
ten.

(4) Der Generalsekretär des
Europarates teilt den Mitglied-
staaten des Rates mit:

a) jede Unterzeichnung ohne
Vorbehalt der Ratifikation oder
Annahme;

b) jede Unterzeichnung mit
Vorbehalt der Ratifikation oder
Annahme;

c) die Hinterlegung einer
jeden Ratifikations- oder An-
nahmeurkunde;

d) den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls gemäß
Absatz 2 dieses Artikels.

Zu Urkund dessen haben die
für diesen Zweck gehörig be-
vollmächtigten Unterfertigten
dieses Protokoll unterzeichnet.

Geschehen zu Straßburg am
6. Mai 1963, in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind, in einer einzi-
gen Ausfertigung, die in den
Archiven des Europarates hin-
terlegt wird. Der Generalsekre-
tär wird allen Signatarstaaten
beglaubigte Abschriften über-
mitteln.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundes-
minister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie, vom Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unter-
nehmungen, vom Bundesminister für Landesverteidigung, vom Bundesminister für Bauten und
Technik und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 21. April 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Inneres:
Hetzenauer

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Unterricht:
Piffl

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Rehor

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen:
Weiß

Der Bundesminister für Landesverteidigung:
Prader

Der Bundesminister für Bauten und Technik:
Kotzina

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Tončič-Sorinj

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum vorliegenden Protokoll wurde am 29. Mai 1967
beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt. Das Protokoll ist gemäß seinem Artikel 5
Absatz 2 am 21. September 1970 in Kraft getreten.

Derzeit gehören dem Protokoll folgende weitere Staaten an: Belgien, Bundesrepublik Deutsch-
land, Dänemark, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Schweden,
Türkei, Vereinigtes Königreich und Zypern.

Kreisky
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330.
Nachdem das verfassungsändernde Protokoll Nr. 3 vom 6. Mai 1963 zur Konvention zum

Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, durch das die Artikel 29, 30 und 34 der Kon-
vention geändert werden, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL Nr. 3

zur Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, durch das
die Artikel 29, 30 und 34 der
Konvention geändert werden

Die Mitgliedstaaten des
Europarates, die dieses Proto-
koll unterzeichnen,

in der Erwägung, daß es an-
gebracht ist, gewisse Bestimmun-
gen der am 4. November 1950
in Rom unterzeichneten Kon-
vention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten
(im folgenden als „Konvention"
bezeichnet), die das Verfahren
der Europäischen Kommission
für Menschenrechte betreffen, zu
ändern,

haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1

(1) Artikel 29 der Konvention
wird gestrichen.

(2) In die Konvention wird
folgende Bestimmung eingefügt:

„Artikel 29

Die Kommission kann jedoch
ein ihr gemäß Artikel 25 unter-
breitetes Gesuch durch einstim-
migen Beschluß auch nach der
Annahme zurückweisen, wenn
sie bei der Prüfung des Gesuches
feststellt, daß einer der in Ar-
tikel 27 bezeichneten Gründe
für seine Unzulässigkeit vorliegt.

In diesem Fall wird die Ent-
scheidung den Parteien mit-
geteilt."

ARTIKEL 2

In Artikel 30 der Konvention
wird das Wort „Unterkommis-
sion" durch das Wort „Kommis-
sion" ersetzt.
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ARTIKEL 3

(1) Artikel 34 der Konvention
beginnt wie folgt:

„Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikels 29 trifft die
Kommission . . . "

(2) Am Schluß desselben Arti-
kels wird der Satz „die Unter-
kommission trifft ihre Entschei-
dungen mit Stimmenmehrheit
ihrer Mitglieder" gestrichen.

ARTIKEL 4

(1) Dieses Protokoll steht den
Mitgliedstaaten des Europarates,
die die Konvention unterzeich-
net haben, zur Unterzeichnung
offen. Sie können Parteien des-
selben werden durch

a) Unterzeichnung ohne Vor-
behalt der Ratifikation oder
Annahme,

b) Unterzeichnung mit Vor-
behalt der Ratifikation öder
Annahme und späterer An-
nahme oder Ratifikation.

Die Ratifikations- oder An-
nahmeurkunden sind beim Ge-
neralsekretär des Europarates zu
hinterlegen.

(2) Dieses Protokoll tritt in
Kraft, sobald alle Staaten, die
Parteien der Konvention sind,
gemäß den Bestimmungen des
Absatzes 1 dieses Artikels Par-
teien dieses Protokolls geworden
sind.

(3) Der Generalsekretär des
Europarates teilt den Mitglied-
staaten des Rates mit:

a) jede Unterzeichnung ohne
Vorbehalt der Ratifikation oder
Annahme;

b) jede Unterzeichnung mit
Vorbehalt der Ratifikation oder
Annahme;

c) die Hinterlegung einer
jeden Ratifikations- oder An-
nahmeurkunde;
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d) den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls gemäß
Absatz 2 dieses Artikels.

Zu Urkund dessen haben die
für diesen Zweck gehörig be-
vollmächtigten Unterfertigten
dieses Protokoll unterzeichnet.

Geschehen zu Straßburg, am
6. Mai 1963 in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind, in einer einzi-
gen Ausfertigung, die in den
Archiven des Europarates hin-
terlegt wird. Der Generalsekre-
tär wird allen Signatarstaaten
beglaubigte Abschriften über-
mitteln.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundes-
minister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie, vom Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unterneh-
mungen, vom Bundesminister für Landesverteidigung, vom Bundesminister für Bauten und Technik,
und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 21. April 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Inneres:

Hetzenauer

Der Bundesminister für Justiz:

Klecatsky

Der Bundesminister für Unterricht:
Piffl
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Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Rehor

Der Bunde6minister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen:
Weiß

Der Bundesminister für Landesverteidigung:
Prader

Der Bundesminister für Bauten und Technik:
Kotzina

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Tončič-Sorinj

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum vorliegenden Protokoll wurde am 29. Mai 1967
beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt. Das Protokoll ist gemäß seinem Artikel 4 Absat7 2
am 21. September 1970 in Kraft getreten.

Derzeit gehören dem Protokoll folgende weitere Staaten an: Belgien, Bundesrepublik Deutsch-
land, Dänemark, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Schweden,
Türkei, Vereinigtes Königreich und Zypern.

Kreisky


